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Vorbemerkung

Jeffrey Sachs  [1] ist ein herausragender 
Wirtschaftswissenschaftler der Columbia-
Universität in New York und seit Jahrzehn-
ten ein weltweit tätiger UN-Diplomat. Er 
kritisiert seit vielen Jahren grundsätzlich 
die US-amerikanische Außenpolitik und 
setzt sich in vielen Ländern für eine nach-
haltige und friedliche Entwicklung ein. Der 
vorliegende umfangreiche und aktuelle 
Essay von Sachs  [2] beschäftigt sich vor 
allem mit der gescheiterten europäischen 
Außenpolitik in Bezug auf den Ukraine-
Krieg. Damit ist die Außenpolitik der EU 

gemeint. Diese zeichnet sich durch eine 
vasallenartige Unterwürfigkeit gegen-
über den USA und eine unnötige, aber 
gefährliche Feindschaft gegenüber Russ-
land aus. Stattdessen sollte sie die rich-
tigen Lehren aus der Geschichte ziehen 
und die Möglichkeiten der Diplomatie nut-
zen, um Frieden und nationale Interessen 
der EU-Staaten zu fördern. Die Übertra-
gung ins Deutsche erfolgte von Klaus-Die-
ter Kolenda mit freundlicher Genehmi-
gung von Sonia Sachs. Dabei wurden vom 
Übersetzer einige Zwischenüberschriften 
ergänzt und einige Passagen durch Fett-
druck hervorgehoben.

Die Europäische Union braucht 
eine neue Außenpolitik

Die Europäische Union (EU) braucht eine 
neue Außenpolitik, die sich an den wah-
ren Wirtschafts- und Sicherheitsinteres-
sen Europas orientiert. Die EU befindet 
sich derzeit in einer selbst geschaffenen 
wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen 
Falle, die durch eine gefährliche Feindschaft 
gegenüber Russland, Misstrauen gegen-
über China und eine extreme Verwund-
barkeit von Seiten der Vereinigten Staaten 
gekennzeichnet ist. Europas Außenpolitik 
ist fast ausschließlich von der Angst vor 
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Russland wurde in den letzten zwei Jahr-
hunderten wiederholt von den westli-
chen Großmächten (insbesondere Groß-
britannien, Frankreich, Deutschland und 
den Vereinigten Staaten) überfallen und 
sucht seit Langem Sicherheit durch eine 
Pufferzone zwischen sich und den West-
mächten.

Die stark umkämpfte Pufferzone 
umfasst das heutige Polen, die Ukra-
ine, Finnland und die baltischen Staaten. 
Diese Region zwischen den Westmäch-
ten und Russland ist für die wichtigsten 
Sicherheitsdilemmata verantwortlich, 
mit denen Westeuropa und Russland 
konfrontiert sind.

Zu den großen westlichen Kriegen, die 
seit 1800 gegen Russland geführt wur-
den, gehören:

•  �die französische Invasion in Russland 
im Jahr 1812 (Napoleonische Kriege);

•  �die britische und französische  
Invasion Russlands 1853-1856 (Krim-
krieg);

•  �die deutsche Kriegserklärung  
an Russland am 1. August 1914  
(Erster Weltkrieg);

•  �die Intervention der Alliierten im Rus-
sischen Bürgerkrieg 1918-1922 (Russi-
scher Bürgerkrieg) und

•  �der deutsche Überfall auf Russland 
1941 (Zweiter Weltkrieg).

Jeder dieser Kriege stellte eine existenzi-
elle Bedrohung für das Überleben Russ-
lands dar.

Aus russischer Sicht waren das Schei-
tern der Entmilitarisierung Deutsch-
lands nach dem Zweiten Weltkrieg, 
die Gründung der NATO, die Einglie-
derung Westdeutschlands in die 
NATO im Jahr 1955, die Osterweite-
rung der NATO nach 1991 und die 
anhaltende Expansion von US-Mili-
tärstützpunkten und Raketensyste-
men in Osteuropa in der Nähe der 
russischen Grenzen die größten 
Bedrohungen für die nationale 
Sicherheit Russlands seit dem Zwei-
ten Weltkrieg.

Auch Russland ist mehrfach in den  
Westen einmarschiert:

•  �Russlands Angriff auf  
Ostpreußen 1914;

•  �der Ribbentrop-Molotow-Pakt von 
1939, nach dem Polen zwischen 
Deutschland und der Sowjetunion 
aufgeteilt und 1940 die baltischen 
Staaten annektiert wurden;

•  �der Überfall auf Finnland im Novem-
ber 1939 (der „Winterkrieg“);

•  �die sowjetische Besetzung  
Osteuropas von 1945 bis 1989 und

•  �die russische Invasion in der  
Ukraine im Februar 2022.

Diese russischen Aktionen werden von 
Europa als objektiver Beweis für Russ-
lands Westexpansionismus angesehen, 
doch eine solche Sichtweise ist naiv, ahis-
torisch und propagandistisch.

In allen fünf Fällen handelte Russ-
land, um seine nationale Sicherheit 
zu schützen – wie es sie sah –, und 
betrieb keinen Expansionismus nach 
Westen um seiner selbst willen. Diese 
grundlegende Wahrheit ist der 
Schlüssel zur Lösung des Konflikts 
zwischen Europa und Russland 
heute. Russland strebt keine Expan-
sion nach Westen an.

Für Russland ist zentral das Streben nach 
nationaler Sicherheit. Doch der Westen 
hat es lange versäumt, Russlands zentrale 
nationale Sicherheitsinteressen anzuer-
kennen, geschweige denn zu respektieren.

Lasst uns deshalb diese fünf Fälle der 
angeblichen Westexpansion Russlands 
näher ansehen.

Russlands Angriff auf  
Ostpreußen 1914

Der erste Fall, der russische Angriff auf 
Ostpreußen 1914, kann schnell abgehakt 
werden. Denn: Am 1. August 1914 hatte 
das Deutsche Reich als erstes Russland 
den Krieg erklärt. Der russische Einmarsch 
in Ostpreußen war eine direkte Reaktion 
auf die deutsche Kriegserklärung.
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Russland und China getrieben – was zu 
einer sicherheitspolitischen Abhängigkeit 
von den Vereinigten Staaten geführt hat.

Die Unterwürfigkeit Europas gegenüber 
den USA rührt vor allem von der vorherr-
schenden Angst vor Russland her, einer 
Angst, die durch die russophoben Staaten 
Osteuropas und ein falsches Narrativ über 
den Ukraine-Krieg noch verstärkt wird.

Basierend auf dem Glauben, dass Russ-
land ihre größte Sicherheitsbedrohung ist, 
ordnet die EU alle ihre anderen außenpoli-
tischen Themen – solche wirtschaftlicher 
Art und in den Bereichen Handel, Umwelt, 
Technologie und Diplomatie – den USA 
unter. Ironischerweise klammert sie sich 
eng an Washington an, obwohl die Verei-
nigten Staaten in ihrer eigenen Außenpo-
litik gegenüber der EU schwächer, insta-
biler, unberechenbarer, irrationaler und 
gefährlicher geworden sind, sogar bis zu 
dem Punkt, an dem sie die europäische 
Souveränität in Grönland offen bedrohen.

Um eine neue Außenpolitik zu entwer-
fen, muss Europa die falsche Prämisse 
seiner extremen Verwundbarkeit gegen-
über Russland überwinden. Das Narra-
tiv von Brüssel, der NATO und dem Ver-
einigten Königreich besagt, dass Russland 
von Natur aus expansionistisch ist und 
Europa überrennen wird, wenn sich die 
Gelegenheit dazu ergibt. Die sowjetische 
Besetzung Osteuropas von 1945 bis 1991 
wird heute als ein Beweis für diese Bedro-
hung angesehen. Dieses falsche Narrativ 
beruht jedoch auf einem Missverständnis 
des russischen Verhaltens sowohl in der 
Vergangenheit als auch in der Gegenwart.

Der erste Teil dieses Essays zielt darauf 
ab, die falsche Prämisse zu korrigieren, 
dass Russland eine schreckliche Bedro-
hung für Europa darstellt. Der zweite Teil 
befasst sich mit einer neuen europäischen 
Außenpolitik, sobald Europa seine irratio-
nale Russophobie überwunden hat.

Falsche Prämisse  
eines russischen Imperialismus 
gegenüber dem Westen

Europas Außenpolitik geht von einer 
angeblichen Sicherheitsbedrohung Euro-
pas durch Russland aus. Doch diese Prä-
misse ist falsch.
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Der Ribbentrop-Molotow-Pakt  
von 1939

Der zweite Fall, die Vereinbarung Sowjet-
russlands mit Hitlers Drittem Reich zur 
Teilung Polens 1939 und die Annexion der 
baltischen Staaten 1940, wird im Westen 
als der klarste Beweis für die russische 
Niedertracht angesehen. Aber auch dies 
ist eine vereinfachende und falsche Les-
art der Geschichte.

Wie Historiker wie E. H. Carr, Stephen Kot-
kin und Michael Jabara Carley  [3] sorg-
fältig dokumentiert haben, wandte sich 
Stalin 1939 an Großbritannien und Frank-
reich, um ein Verteidigungsbündnis gegen 
Hitler zu bilden, der seine Absicht erklärt 
hatte, im Osten Krieg gegen Russland zu 
führen (für „Lebensraum“ im Osten, die 
Versklavung der slawischen Bevölkerung 
und die Zerstörung des Bolschewismus).

Stalins Versuch, ein Bündnis mit den West-
mächten zu schmieden, wurde jedoch 
komplett zurückgewiesen. Polen weigerte 
sich sogar, zuzulassen, dass im Falle eines 
Krieges mit Deutschland sowjetische Trup-
pen polnisches Territorium überqueren 
durften. Der Hass der westlichen Eliten 
auf den Sowjetkommunismus war min-
destens so groß wie ihre Angst vor Hit-
ler. In der Tat lautete damals ein gängiger 
Spruch  [4] unter den britischen rechten 
Eliten in den späten 1930er-Jahren: „Bes-
ser Hitlerismus als Kommunismus“.

Da es nicht gelang, ein Verteidigungsbünd-
nis mit den Westmächten abzuschließen, 
zielte Stalins Politik in der Folge darauf ab, 
eine Pufferzone gegen die bevorstehende 
deutsche Invasion Russlands zu schaffen.

Die Teilung Polens und die Annexion 
der baltischen Staaten waren taktische 
Ziele, um Zeit für die bevorstehende 
Schlacht von Armageddon mit Hitlers 
Armeen zu gewinnen, die am 22. Juni 
1941 mit dem deutschen Überfall auf 
die Sowjetunion im Rahmen der „Ope-
ration Barbarossa“ begann. Die voran-
gegangene Teilung Polens und die Anne-
xion der baltischen Staaten könnten die 
Invasion verzögert und die Sowjetunion 
vor einer schnellen Niederlage durch 
Hitler bewahrt haben.

Russlands Winterkrieg  
gegen Finnland 1939

Der dritte Fall, Russlands Winterkrieg mit 
Finnland, wird in Westeuropa (und insbe-
sondere in Finnland) in ähnlicher Weise als 
Beweis für den expansionistischen Cha-
rakter Russlands angesehen.

Wieder einmal war die grundlegende 
Motivation Russlands defensiv und 
nicht offensiv. Russland befürchtete, 
dass die deutsche Invasion zum Teil 
über Finnland führen und dann Lenin-
grad schnell von Hitler eingenommen 
werden würde. Die Sowjetunion schlug 
Finnland daher vor, Territorium mit der 
Sowjetunion zu tauschen (insbesondere 
den Karelischen Isthmus und einige 
Inseln im Finnischen Meerbusen im 
Gegenzug für die Abtretung russischer 
Gebiete), um Leningrad besser verteidi-
gen zu können. Finnland lehnte diesen 
Vorschlag ab, und die Sowjetunion mar-
schierte am 30. November 1939 in Finn-
land ein. In der Folge schloss sich Finn-
land Hitlers Armeen im Krieg gegen die 
Sowjetunion während des sogenannten 
„Fortsetzungskrieges“ zwischen 1941 
und 1944 an.

Die sowjetische Besetzung  
Osteuropas von 1945 bis 1989

Der vierte Fall, die sowjetische Besetzung 
Osteuropas (und die fortgesetzte Anne-
xion der baltischen Staaten) während des 
Kalten Krieges, wird in Europa als ein wei-
terer klarer Beweis für Russlands funda-
mentale Bedrohung der europäischen 
Sicherheit gewertet.

Die sowjetische Besatzung war in der Tat 
brutal, aber auch sie hatte eine defen-
sive Motivation, die in der westeuropäi-
schen und amerikanischen Erzählung völ-
lig übersehen wird.

Die Sowjetunion trug die Hauptlast des 
Sieges über Hitler und verlor im Krieg die 
bestürzende Anzahl von 27 Millionen Bür-
gern. Russland hatte deshalb am Ende 
des Krieges eine vordringliche Forde-
rung, dass seine Sicherheitsinteressen 
durch einen Vertrag garantiert würden, 
der es vor künftigen Bedrohungen aus 
Deutschland und dem Westen im Allge-
meinen schützt.

Der Westen, nun angeführt von den Ver-
einigten Staaten, verweigerte sich die-
ser grundlegenden Sicherheitsforderung 
der Sowjetunion. Der Kalte Krieg ist das 
Ergebnis der Weigerung des Westens, 
die vitalen Sicherheitsbedenken Russ-
lands zu respektieren. Natürlich sagt die 
Geschichte des Kalten Krieges entspre-
chend der westlichen Erzählung genau 
das Gegenteil, dass der Kalte Krieg ein-
zig und allein aus Russlands kriegeri-
schen Versuchen resultierte, die Welt 
zu erobern!

Hier ist die eigentliche Geschichte, die den 
Historikern gut bekannt, aber der Öffent-
lichkeit in den Vereinigten Staaten und 
Europa fast völlig unbekannt ist.

Am Ende des Krieges strebte die Sow-
jetunion einen Friedensvertrag an, der 
ein vereintes, neutrales und entmilita-
risiertes Deutschland begründen sollte. 
Auf der Potsdamer Konferenz im Juli 
1945 [5], an der die Führer der Sow-
jetunion, des Vereinigten Königreichs 
und der Vereinigten Staaten teilnah-
men, einigten sich die drei alliierten 
Mächte auf „die vollständige Entwaff-
nung und Entmilitarisierung Deutsch-
lands und die Vernichtung oder Kont-
rolle der deutschen Industrie, die für die 
militärische Produktion verwendet wer-
den könnte“. Deutschland sollte verei-
nigt, befriedet und entmilitarisiert wer-
den. All dies sollte durch einen Vertrag 
zur Beendigung des Krieges abgesichert 
werden. Tatsächlich haben die USA und 
das Vereinigte Königreich jedoch eifrig 
daran gearbeitet, dieses Kernprinzip zu 
untergraben.

„Operation Unthinkable“

Bereits im Mai 1945 beauftragte Winston 
Churchill seinen militärischen General-
stabschef damit, einen Kriegsplan aus-
zuarbeiten, um Mitte 1945 einen Über-
raschungsangriff gegen die Sowjetunion 
zu beginnen, der den Codenamen „Ope-
ration Unthinkable“  [6] trug.

Während ein solcher Krieg von den bri-
tischen Militärplanern als undurchführ-
bar erachtet wurde, setzte sich schnell 
die Vorstellung durch, dass sich die Ame-
rikaner und Briten auf einen zukünfti-
gen Krieg mit der Sowjetunion vorbe-
reiten sollten. Die Kriegsplaner gingen 
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1952 schlug Stalin eine Wiedervereinigung 
Deutschlands auf der Grundlage von Neu-
tralität und Entmilitarisierung vor. Dieser 
Vorschlag wurde von den Vereinigten 
Staaten abgelehnt.

1955 einigten sich die Sowjetunion und 
Österreich darauf, dass die Sowjetunion 
ihre Besatzungstruppen aus Österreich 
abziehen würde, wenn Österreich im 
Gegenzug dazu eine dauerhafte Neut-
ralität zusichern würde. Der österreichi-
sche Staatsvertrag wurde am 15. Mai 
1955  [7] von der Sowjetunion, den Ver-
einigten Staaten, Frankreich und dem Ver-
einigten Königreich gemeinsam mit Öster-
reich unterzeichnet und führte damit zum 
Ende der Besatzung.

Ziel der Sowjetunion war es dabei nicht 
nur, die Spannungen um Österreich zu 
lösen, sondern den Vereinigten Staaten 
auch ein erfolgreiches Modell des sowjeti-
schen Rückzugs aus Europa in Verbindung 
mit Neutralität zu zeigen. Wieder einmal 
lehnten die Vereinigten Staaten den sow-
jetischen Appell ab, den Kalten Krieg auf 
der Grundlage der deutschen Neutralität 
und Entmilitarisierung zu beenden.

Noch 1957 plädierte der amerikani-
sche Altmeister für Angelegenheiten 
der Sowjetunion, George Kennan, in 
seiner dritten Reith-Vorlesung für die 
BBC  [8] öffentlich und leidenschaft-
lich dafür, dass sich die Vereinigten 
Staaten mit der Sowjetunion auf 
einen gegenseitigen Truppenabzug 
aus Europa einigen sollten. Die Sow-
jetunion, so betonte Kennan, ziele 
nicht auf eine militärische Invasion 
Westeuropas ab oder sei daran inte-
ressiert. Die Kalten Krieger der USA, 
angeführt von John Foster Dulles, 
hatten jedoch nichts dafür übrig. Bis 
zur deutschen Wiedervereinigung 
1990 wurde kein Friedensvertrag mit 
Deutschland unterzeichnet, um den 
Zweiten Weltkrieg zu beenden.

Es ist erwähnenswert, dass die Sowjet-
union nach 1955 die Neutralität Öster-
reichs und auch der anderen neutralen 
Länder Europas (einschließlich Schweden, 
Finnland, der Schweiz, Irlands, Spaniens 
und Portugals) respektiert hat.

Der finnische Präsident Alexander Stubb 
hat kürzlich erklärt, dass die Ukraine 

die Neutralität aufgrund der negativen 
Erfahrungen Finnlands ablehnen sollte 
(wobei die finnische Neutralität im Jahr 
2024 endete, als das Land der NATO bei-
getreten ist). Das ist jedoch ein bizarrer 
Gedanke. Finnland blieb während der 
Neutralität im Frieden, erreichte einen 
bemerkenswerten wirtschaftlichen Wohl-
stand und stand an der Spitze der Welt-
liga, wenn es um das Glücksempfinden 
der Bevölkerung ging (laut World Happi-
ness Report).

Kennedy wollte den Kalten Krieg 
beenden und wurde ermordet

Präsident John F. Kennedy zeigte den 
möglichen Weg zur Beendigung des Kal-
ten Krieges auf, der auf der gegenseiti-
gen Achtung der Sicherheitsinteressen 
aller Seiten beruhte. Kennedy blockierte 
den Versuch des deutschen Bundeskanz-
lers Konrad Adenauer, sich Atomwaffen 
von Frankreich zu beschaffen, und zer-
streute damit die sowjetischen Bedenken 
vor einer atomaren Bewaffnung Deutsch-
lands.

Auf dieser Grundlage verhandelte JFK 
erfolgreich mit seinem sowjetischen 
Amtskollegen Nikita Chruschtschow 
den Vertrag über das teilweise Verbot 
von Nuklearversuchen. Kennedy wurde 
höchstwahrscheinlich einige Monate spä-
ter von einer Gruppe von CIA-Agenten im 
Gefolge seiner Friedensinitiative ermor-
det. Dokumente, die im Jahr 2025 veröf-
fentlicht wurden, bestätigen den seit Lan-
gem gehegten Verdacht, dass Lee Harvey 
Oswald direkt von James Angleton, einem 
hochrangigen CIA-Beamten, als Agent 
geführt wurde.

Die nächste Ouvertüre der USA zum Frie-
den mit der Sowjetunion begann unter 
Richard Nixon. Auch er wurde durch die 
Watergate-Affäre zu Fall gebracht, die 
ebenfalls Anzeichen für eine geheime CIA-
Operation aufweist, die nie geklärt wurde.

Gorbatschow wurde  
versprochen, dass sich die NATO 
nicht ausdehnen würde

Michail Gorbatschow beendete schließlich 
den Kalten Krieg, indem er den Warschauer 
Pakt einseitig auflöste und die Demokrati-
sierung Osteuropas aktiv vorantrieb.
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davon aus, dass der wahrscheinliche 
Zeitpunkt für einen solchen Krieg die 
frühen 1950er-Jahre sein sollte.

Churchills Ziel war es offenbar, zu ver-
hindern, dass Polen und andere Länder 
Osteuropas in die sowjetische Einfluss-
sphäre gerieten. Auch in den Vereinigten 
Staaten sahen führende Militärplaner die 
Sowjetunion innerhalb weniger Wochen 
nach der Kapitulation Deutschlands im 
Mai 1945 als Amerikas nächsten Feind an.

Die USA und Großbritannien rekrutierten 
schnell Nazi-Wissenschaftler und hoch-
rangige Geheimdienstmitarbeiter (wie 
z.B. Reinhard Gehlen, einen Nazi-Führer, 
der von Washington beim Aufbau eines 
Auslandsgeheimdienstes im Nachkriegs-
Westdeutschland unterstützt wurde), um 
bei der Planung des bevorstehenden Krie-
ges mit der Sowjetunion mitzuwirken.

Remilitarisierung Deutschlands 
wahrer Grund für den „Kalten Krieg“

Der „Kalte Krieg“ brach vor allem deshalb 
aus, weil die Amerikaner und Briten die 
in Potsdam vereinbarte deutsche Wie-
dervereinigung und Entmilitarisierung 
ablehnten.

Stattdessen verhinderten die Westmächte 
die deutsche Wiedervereinigung, indem 
sie aus den drei Besatzungszonen der Ver-
einigten Staaten, des Vereinigten König-
reichs und Frankreichs die Bundesrepu-
blik Deutschland (BRD) bildeten. Die BRD 
sollte unter amerikanischer Ägide reindus-
trialisiert und remilitarisiert werden. 1955 
wurde die Bundesrepublik in die NATO 
aufgenommen.

Während Historiker leidenschaft-
lich darüber debattiert haben, wer 
sich an die Vereinbarungen von 
Potsdam gehalten hat und wer 
nicht (z.B. mit dem Hinweis des 
Westens auf die sowjetische Weige-
rung, in Polen eine wirklich reprä-
sentative Regierung zuzulassen, 
wie es in Potsdam vereinbart wor-
den war), besteht kein Zweifel 
daran, dass die Remilitarisierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
durch den Westen die Hauptursa-
che für den Kalten Krieg war.
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Ich habe selbst an einigen Veranstal-
tungen in diesem Zusammenhang teil-
genommen und war Zeuge von Gorba-
tschows Friedensstiftungen. So forderte 
Gorbatschow im Sommer 1989 die kom-
munistische Führung Polens auf, eine 
Koalitionsregierung mit den von der Soli-
darnosc-Bewegung angeführten Opposi-
tionskräften zu bilden.

Das Ende des Warschauer Pakts und die 
Demokratisierung Osteuropas, alles unter 
der Leitung Gorbatschows, führten schnell 
zu den Aufrufen des deutschen Bundes-
kanzlers Helmut Kohl zur Wiedervereini-
gung Deutschlands. Dies führte 1990 zu 
den Wiedervereinigungsverträgen zwi-
schen der BRD und der DDR und zum 
sogenannten Zwei-plus-Vier-Vertrag zwi-
schen den beiden deutschen Staaten und 
den vier alliierten Mächten USA, Großbri-
tannien, Frankreich und der Sowjetunion.

Die Vereinigten Staaten und Deutsch-
land haben Gorbatschow im Februar 
1990 eindeutig versprochen, dass 
sich die NATO im Rahmen der deut-
schen Wiedervereinigung „keinen 
Zentimeter nach Osten ausdehnen“ 
 [9] würde, eine Tatsache, die heute 
von den Westmächten weitgehend 
geleugnet wird, die aber leicht zu 
überprüfen ist. Dieses zentrale Ver-
sprechen, die NATO-Erweiterung 
nicht zu erweitern, wurde mehrfach 
gegeben, aber es wurde nicht in den 
Text des Zwei-plus-Vier-Vertrages 
aufgenommen, da es bei diesem 
Abkommen um die deutsche Wieder-
vereinigung und nicht um die NATO-
Osterweiterung ging.

Die Invasion Russlands in die 
Ukraine im Februar 2022

Der fünfte Fall, der Einmarsch Russlands 
in die Ukraine im Februar 2022, gilt im 
Westen erneut als Beleg für den unver-
besserlichen russischen Westimperia-
lismus. Das Lieblingswort westlicher 
Medien, Experten und Propagandisten 
ist, dass Russlands Invasion „unprovo-
ziert“  [10] war und daher ein Beweis für 
Putins unerbittliches Bestreben ist, das 
Russische Reich nicht nur wiederherzu-
stellen, sondern weiter nach Westen vor-
zudringen, was bedeutet, dass Europa 
sich auf einen Krieg mit Russland vorbe-

reiten muss. Das ist jedoch eine absurde 
große Lüge, aber sie wird von den Main-
stream-Medien so oft wiederholt, dass sie 
in Europa weithin geglaubt wird.

Fakt ist, dass die russische Invasion 
im Februar 2022 vom Westen so 
gründlich provoziert wurde, dass 
man vermuten kann, dass es sich tat-
sächlich um einen amerikanischen 
Plan handelte, um die Russen in den 
Krieg zu locken, um Russland zu 
besiegen oder zu schwächen. Das ist 
eine glaubwürdige Behauptung [11], 
wie eine lange Reihe von Äußerun-
gen zahlreicher US-Beamter bestä-
tigt [12]. Nach der Invasion erklärte 
US-Verteidigungsminister Lloyd Aus-
tin [13], Washingtons Ziel sei es, 
„Russland so zu schwächen, dass es 
nicht mehr in der Lage ist, die Art 
von Dingen zu tun, die es bei der 
Invasion in der Ukraine getan hat. 
Die Ukraine kann gewinnen, wenn 
sie die richtige Ausrüstung und die 
richtige Unterstützung hat.“

Die wichtigste amerikanische Provokation 
Russlands bestand darin, die NATO ent-
gegen der Versprechen von 1990 nach 
Osten auszudehnen, mit einem wichti-
gen Ziel, Russland mit NATO-Staaten in 
der Schwarzmeerregion zu umzingeln, 
wodurch Russland nicht mehr in der Lage 
wäre, seine auf der Krim stationierte See-
macht in das östliche Mittelmeer und den 
Nahen Osten zu projizieren.

Im Wesentlichen war dieses Ziel der USA 
dasselbe wie das Ziel von Lord Palmers-
ton und Napoleon III. im Krimkrieg: die 
russische Flotte aus dem Schwarzen Meer 
zu verbannen. Zu den NATO-Staaten wür-
den die Ukraine, Rumänien, Bulgarien, die 
Türkei und Georgien gehören und damit 
eine Schlinge bilden, um Russlands See-
macht am Schwarzen Meer zu erdrosseln.

Brzezinski beschrieb diese Strategie 1997 
in seinem Buch „Das große Schachbrett“, 
in dem er behauptete, dass Russland sich 
mit Sicherheit dem Willen des Westens 
beugen würde, da es keine andere Wahl 
hatte, als dies zu tun [14]. Brzezinski wies 
auch ausdrücklich die Idee zurück, dass 
Russland sich jemals mit China gegen 
Europa verbünden würde.

Die gesamte Zeit nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion im Jahr 1991 ist 
geprägt von westlicher Hybris (wie der 
Historiker Jonathan Haslam seinen her-
vorragenden Bericht  [15] betitelte), auf-
grund dessen die Vereinigten Staaten und 
Europa glaubten, sie könnten die NATO 
und amerikanische Waffensysteme (wie 
z.B. Aegis-Raketen) ohne Rücksicht auf 
Russlands nationale Sicherheitsbeden-
ken nach Osten verlagern. Die Liste der 
westlichen Provokationen ist zu lang, um 
sie hier im Detail aufzuführen, aber eine 
kurze Zusammenfassung enthält die fol-
genden Fakten.

NATO-Osterweiterung seit 1999 
und 2004 und Krieg gegen Serbien 
1999 mit Abspaltung des Kosovo

Erstens: Entgegen der Versprechungen 
von 1990 begannen die Vereinigten Staa-
ten die NATO-Osterweiterung mit den 
Ankündigungen des damaligen Präsiden-
ten Bill Clinton im Jahr 1994. Zu dieser Zeit 
erwog Clintons Verteidigungsminister Wil-
liam Perry seinen Rücktritt wegen dieses 
rücksichtslosen Vorgehens der USA, ent-
gegen früherer Versprechen.

Die erste Welle der NATO-Erweiterung 
fand 1999 statt, an der Polen, Ungarn 
und die Tschechische Republik beteiligt 
waren. Im selben Jahr bombardierten 
NATO-Truppen Russlands Verbündeten 
Serbien 78 Tage lang, um Serbien ausein-
anderzubrechen, und die NATO errichtete 
schnell einen neuen großen Militärstütz-
punkt in der abtrünnigen Provinz Kosovo.

Im Jahr 2004 umfasste die zweite Welle 
der NATO-Osterweiterung sieben Länder, 
darunter Russlands direkte Nachbarn im 
Baltikum und zwei Länder am Schwarzen 
Meer – Bulgarien und Rumänien.

Im Jahr 2008 erkannte der größte Teil der 
EU den Kosovo als unabhängigen Staat an, 
im Gegensatz zu den europäischen Beteu-
erungen, dass die europäischen Grenzen 
unantastbar seien.

Kündigung des ABM-Vertrags 2001 
und des INF-Vertrags 2019 und Statio-
nierung neuer ballistischer Raketen-
systeme in Polen und Rumänien

Zweitens haben die Vereinigten Staaten 
den Rahmen für die nukleare Rüstungs-
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kontrolle zerstört, indem sie 2002 einsei-
tig aus dem Vertrag über die Abwehr bal-
listischer Raketen ausgestiegen sind. Im 
Jahr 2019 kündigte Washington in ähn-
licher Weise den Vertrag über nukleare 
Mittelstreckensysteme. Trotz der heftigen 
Einwände Russlands begannen die USA, 
antiballistische Raketensysteme in Polen 
und Rumänien aufzustellen, und behiel-
ten sich im Januar 2022 das Recht vor, 
solche Systeme auch in der Ukraine zu 
stationieren.

Tiefgreifende Beeinflussung  
der ukrainischen Innenpolitik

Drittens haben die Vereinigten Staaten 
die ukrainische Innenpolitik tiefgehend 
infiltriert und Milliarden von Dollar aus-
gegeben, um die öffentliche Meinung 
zu beeinflussen, Medienkanäle zu schaf-
fen und die ukrainische Innenpolitik zu 
steuern.

Die Wahlen in der Ukraine 2004-2005 
gelten weithin als eine US-amerikani-
sche Farbrevolution, bei der die Ver-
einigten Staaten ihren verdeckten und 
offenen Einfluss und ihre Finanzierung 
nutzten, um die Wahl zugunsten der von 
den USA unterstützten Kandidaten zu 
beeinflussen.

In den Jahren 2013 und 2014 spielten die 
Vereinigten Staaten eine direkte Rolle bei 
der Finanzierung der Maidan-Proteste 
und bei der Unterstützung des gewaltsa-
men Putsches, der den neutral gesinnten 
Präsidenten Viktor Janukowitsch stürzte 
und damit den Weg für ein ukrainisches 
Regime ebnete, das die NATO-Mitglied-
schaft unterstützte.

Übrigens: Ich wurde kurz nach dem 
gewaltsamen Putsch vom 22. Februar 
2014, der Janukowitsch stürzte, zu einem 
Besuch auf dem Maidan eingeladen. Die 
Rolle der amerikanischen Finanzierung 
der Proteste wurde mir von einer US-
amerikanischen NGO erklärt, die tief in 
die Maidan-Ereignisse verwickelt war.

Planung einer NATO- 
Erweiterung um die Ukraine  
und Georgien seit 2008

Viertens drängten die Vereinigten Staa-
ten ab 2008 die NATO gegen die Ein-

wände mehrerer europäischer Staats- 
und Regierungschefs dazu, sich zur 
Erweiterung um die Ukraine und Geor-
gien zu verpflichten. Der damalige US-
Botschafter in Moskau, William J. Burns, 
telegrafierte ein inzwischen berüchtig-
tes Memo mit dem Titel „Nyet Means 
Nyet: Russia’s NATO Enlargement Red-
lines“  [16] nach Washington, in dem er 
erklärte, dass die gesamte russische 
politische Klasse zutiefst gegen eine 
NATO-Erweiterung um die Ukraine sei 
und dass sie befürchte, dass ein solcher 
Versuch zu Bürgerkriegen in der Ukraine 
führen würde.

Abspaltung des Donbass  
und Minsker Verträge

Fünftens haben sich die ethnisch russi-
schen Regionen der Ostukraine (Don-
bass) nach dem Putsch von der neuen 
westukrainischen Regierung abgespal-
ten, die durch den Putsch eingesetzt 
worden war. Russland und Deutsch-
land einigten sich schnell auf die Mins-
ker Vereinbarungen, nach denen die 
beiden abtrünnigen Regionen (Donezk 
und Lugansk) Teil der Ukraine bleiben 
sollten, jedoch mit lokaler Autonomie, 
nach dem Vorbild der lokalen Autono-
mie der ethnisch-deutschen Region 
Südtirol in Italien. Minsk II, das vom 
UN-Sicherheitsrat unterstützt wurde, 
hätte den Konflikt beenden können, 
aber die Regierung in Kiew entschied 
sich mit Unterstützung Washingtons, 
die Autonomie nicht umzusetzen. Das 
Scheitern der Umsetzung von Minsk II 
hat die Diplomatie zwischen Russland 
und dem Westen vergiftet.

Militärische Aufrüstung der  
Ukraine durch die USA und  
Bürgerkrieg im Donbass

Sechstens haben die Vereinigten Staaten 
die ukrainische Armee (aktiv plus Reserve) 
bis 2020 stetig auf rund eine Million Sol-
daten aufgestockt. Die Ukraine und ihre 
rechten paramilitärischen Bataillone (wie 
das Asow-Bataillon und der Rechte Sek-
tor) führten wiederholte Angriffe auf die 
beiden abtrünnigen Regionen durch, 
wobei Tausende von Zivilisten im Don-
bass durch den Beschuss der Ukraine 
getötet wurden.

Vorschlag Russlands für ein  
Sicherheitsabkommen mit den USA

Siebtens: Ende 2021 legte Russland einen 
Entwurf eines russisch-amerikanischen 
Sicherheitsabkommens  [17] vor, das 
vor allem ein Ende der NATO-Erweite-
rung forderte. Die Vereinigten Staaten 
lehnten die Forderung Russlands ab, die 
NATO-Osterweiterung zu beenden, und 
bekräftigten die NATO-Politik der „offe-
nen Tür“. Danach hätten Drittländer wie 
Russland bei der NATO-Erweiterung kein 
Mitspracherecht. Die USA und europäi-
sche Länder bekräftigten wiederholt die 
zukünftige Mitgliedschaft der Ukraine in 
der NATO.

Berichten zufolge soll der US-Außenmi-
nister dem russischen Außenminister im 
Januar 2022 auch mitgeteilt haben, dass 
die Vereinigten Staaten sich trotz der Ein-
wände Russlands das Recht vorbehalten, 
Mittelstreckenraketen in der Ukraine zu 
stationieren  [18].

Istanbuler Friedensverhand
lungen direkt nach der russischen 
Invasion

Achtens: Nach der russischen Invasion 
am 24. Februar 2022 stimmte die Ukraine 
schnell Friedensverhandlungen zu, die auf 
einer Rückkehr zur Neutralität basierten. 
Diese Verhandlungen fanden in Istanbul 
unter Vermittlung der Türkei statt.

Ende März 2022 hatten Russland und 
die Ukraine ein gemeinsames Memoran-
dum veröffentlicht, in dem sie über die 
Fortschritte bei einem Friedensabkom-
men berichteten. Am 15. April wurde ein 
Abkommensentwurf  [19] vorgelegt, der 
einer Gesamtlösung nahekam. Zu diesem 
Zeitpunkt intervenierten die Vereinigten 
Staaten jedoch und teilten den Ukrainern 
mit, dass sie das Friedensabkommen nicht 
unterstützen würden, sondern stattdes-
sen die Ukraine bei der Fortsetzung des 
Krieges unterstützen würden.

Die hohen Kosten einer  
verfehlten Außenpolitik

Russland hat bisher keine territoria-
len Ansprüche gegen westeuropäische 
Länder erhoben, noch hat Russland 
Westeuropa bedroht, abgesehen von 
dem Recht, Vergeltung für vom Westen 
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unterstützte Raketenangriffe innerhalb 
Russlands zu üben.

Bis zum Putsch auf dem Maidan 2014 
hatte Russland auch keine Gebietsansprü-
che gegenüber der Ukraine gestellt. Nach 
dem Putsch von 2014 und bis Ende 2022 
war Russlands einzige territoriale Forde-
rung die Krim, um zu verhindern, dass der 
russische Marinestützpunkt in Sewastopol 
in westliche Hände fällt.

Erst nach dem Scheitern des Friedens-
prozesses in Istanbul – der von den Ver-
einigten Staaten torpediert wurde – hat 
Russland die Annexion der vier ukraini-
schen Oblaste (Donezk, Lugansk, Cherson 
und Saporischschja) beansprucht. Russ-
lands erklärte territoriale Kriegsziele sind 
bis heute begrenzt. Darüber hinaus for-
dert Russland die Neutralität der Ukra-
ine und deren teilweise Entmilitarisierung, 
die dauerhafte Nicht-NATO-Mitgliedschaft 
und die Übergabe der Krim und der vier 
Oblaste an Russland, die 1991 etwa 19 
Prozent des ukrainischen Territoriums 
ausmachten.

Das ist kein Beweis für einen russi-
schen Imperialismus nach Westen. 
Es sind auch keine unprovozierten 
Forderungen. Russlands Kriegsziele 
folgen auf mehr als 30 Jahre russi-
scher Einwände gegen die Osterwei-
terung der NATO, die Aufrüstung der 
Ukraine, die Aufgabe des amerikani-
schen Rahmenwerks für Atomwaffen 
und die tiefgreifende Einmischung 
des Westens in die Innenpolitik der 
Ukraine, einschließlich der Unter-
stützung eines gewaltsamen Put-
sches im Jahr 2014, der die NATO und 
Russland auf direkten Konfrontati-
onskurs brachte.

Europa hat sich dafür entschieden, 
die Ereignisse der letzten 30 Jahre als 
Beleg für Russlands unerbittlichen und 
unverbesserlichen Expansionismus nach 
Westen anzusehen – so wie der Westen 
darauf bestand, dass die Sowjetunion 
allein für den Kalten Krieg verantwortlich 
gewesen ist, während die Sowjetunion in 
Wirklichkeit durch die Neutralität, Verei-
nigung und Entwaffnung Deutschlands 
immer wieder einen Weg zum Frieden 
gewiesen hat.

Wie schon während des Kalten Krieges 
hat sich der Westen dafür entschieden, 
Russland zu provozieren, anstatt die völ-
lig verständlichen Sicherheitsbedenken 
Russlands anzuerkennen.

Jede der russischen Aktionen wurde als 
Zeichen maximaler russischer Perfidie 
interpretiert, ohne die russische Seite 
der Debatte anzuerkennen. Dies ist ein 
anschauliches Beispiel für das klassische 
Sicherheitsdilemma, in dem die Beteilig-
ten völlig aneinander vorbeireden, das 
Schlimmste gegenseitig annehmen und 
aggressiv auf ihre fehlerhaften Annahmen 
reagieren.

Die Entscheidung Europas, den Kal-
ten Krieg und die Zeit nach dem Kalten 
Krieg aus dieser stark voreingenomme-
nen Perspektive zu interpretieren, ist 
Europa enorm teuer zu stehen gekom-
men, und die Kosten werden weiter stei-
gen. Vor allem aber betrachtet sich Europa 
in Bezug auf seine Sicherheit als völlig 
abhängig von den Vereinigten Staaten.

Wenn Russland tatsächlich unver-
besserlich expansionistisch wäre, 
dann wären die Vereinigten Staaten 
wirklich Europas notwendiger Retter. 
Wenn das Verhalten Russlands im 
Gegensatz dazu jedoch tatsächlich 
seine eigenen Sicherheitsbedenken 
widerspiegeln würde, dann hätte der 
Kalte Krieg nach dem österreichi-
schen Neutralitätsmodell höchst-
wahrscheinlich schon Jahrzehnte 
früher enden können, und die Zeit 
nach dem Kalten Krieg hätte eine 
Zeit des Friedens und des wachsen-
den Vertrauens zwischen Russland 
und Europa gewesen sein können.

Denn Europa und Russland ergänzen 
sich als Volkswirtschaften, wobei Russ-
land reich an Primärrohstoffen (Land-
wirtschaft, Mineralien, Kohlenwasser-
stoffe) und Maschinenbau ist, während 
Europa die Heimat energieintensiver 
Industrien und wichtiger Hochtechno-
logien ist. Die Vereinigten Staaten haben 
sich lange gegen die wachsenden Han-
delsbeziehungen zwischen Europa und 
Russland ausgesprochen, die sich aus 
dieser natürlichen Komplementarität 
ergaben, und betrachten die russische 
Energieindustrie als Konkurrenz zum US-
Energiesektor und generell die engen 

deutsch-russischen Handels- und Investi-
tionsbeziehungen als Bedrohung für die 
politische und wirtschaftliche Vorherr-
schaft Amerikas in Westeuropa.

Aus diesen Gründen haben sich die Verei-
nigten Staaten schon lange vor dem Kon-
flikt um die Ukraine gegen die Pipelines 
Nord Stream 1 und Nord Stream 2 aus-
gesprochen. Deshalb hat Joe Biden aus-
drücklich versprochen, Nord Stream 2 
– wie es geschehen ist – im Falle einer rus-
sischen Invasion in der Ukraine zu been-
den. Der Widerstand der USA gegen Nord 
Stream und gegen die deutsch-russischen 
Wirtschaftsbeziehungen beruht auf all-
gemeinen Prinzipien: Die EU und Russ-
land sollten auf Distanz gehalten werden, 
damit die Vereinigten Staaten nicht ihren 
Einfluss in Europa verlieren.

Der Ukraine-Krieg und der Bruch 
Europas mit Russland haben der 
europäischen Wirtschaft großen 
Schaden zugefügt. Die europäischen 
Exporte nach Russland sind von 
rund 90 Milliarden Euro im Jahr 2021 
auf nur noch 30 Milliarden Euro im 
Jahr 2024 gesunken. Die Energiekos-
ten sind in die Höhe geschnellt, da 
Europa von billigem russischen 
Pipeline-Erdgas auf US-Flüssigerd-
gas umgestiegen ist, das um ein 
Vielfaches teurer ist. Deutschlands 
Industrie ist seit 2020 um rund zehn 
Prozent geschrumpft, und sowohl 
die deutsche Chemiebranche als 
auch die Automobilbranche sind 
angeschlagen. Der IWF  [20] prognos-
tizierte für die EU ein Wirtschafts-
wachstum von nur ein Prozent im 
Jahr 2025 und rund 1,5 Prozent für 
den Rest des Jahrzehnts.

Bundeskanzler Friedrich Merz hat ein dau-
erhaftes Verbot der Wiederaufnahme der 
Nord-Stream-Gasflüsse gefordert, aber 
das ist fast ein wirtschaftlicher Selbst-
mordpakt für Deutschland. Er basiert 
auf Merz’ Ansicht, dass Russland einen 
Krieg mit Deutschland anstrebt, aber Tat-
sache ist, dass Deutschland einen Krieg 
mit Russland provoziert, indem es Kriegs-
treiberei und eine massive militärische 
Aufrüstung betreibt.

Merz zufolge „ist eine realistische Sicht auf 
Russlands imperialistische Bestrebungen 
erforderlich“. Er stellt fest, dass „ein Teil 
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unserer Gesellschaft eine tief verwurzelte 
Angst vor Krieg hat. Ich teile diese Ansicht 
nicht, aber ich kann es verstehen.”

Am alarmierendsten ist, dass Merz erklärt 
hat, dass „die Mittel der Diplomatie 
erschöpft sind“, obwohl er offenbar seit 
seinem Amtsantritt nicht einmal versucht 
hat, mit dem russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin zu sprechen. Darüber hinaus 
scheint er absichtlich blind für den Bei-
nahe-Erfolg der Diplomatie im Jahr 2022 
im Istanbul-Prozess zu sein – das heißt, 
bevor die Vereinigten Staaten der Diplo-
matie ein Ende setzten.

Die westliche Herangehensweise an China 
ist ein Spiegelbild des Umgangs mit Russ-
land. Der Westen unterstellt China oft 
schändliche Absichten, die in vielerlei Hin-
sicht Projektionen seiner eigenen feind-
seligen Absichten gegenüber der Volks-
republik sind.

Chinas rasanter Aufstieg zur wirtschaftli-
chen Vormachtstellung in den Jahren 1980 
bis 2010 veranlasste amerikanische Füh-
rer und Strategen, Chinas weiteren wirt-
schaftlichen Aufstieg als gegensätzlich zu 
den US-Interessen zu betrachten. Im Jahr 
2015 erklärten die US-Strategen Robert 
Blackwill und Ashley Tellis  [21] klar, dass 
das wichtigste strategische Ziel der USA 
die Aufrechterhaltung der amerikanischen 
Hegemonie sei und dass China aufgrund 
seiner Größe und seines Erfolgs eine 
Bedrohung für US-Hegemonie darstelle.

Blackwill und Tellis befürworteten eine 
Reihe von Maßnahmen der Vereinigten 
Staaten und ihrer Verbündeten, um Chi-
nas zukünftigen wirtschaftlichen Erfolg zu 
behindern, wie z.B. den Ausschluss Chinas 
aus neuen Handelsblöcken im asiatisch-
pazifischen Raum, die Beschränkung des 
Exports westlicher Hochtechnologiegüter 
nach China, die Verhängung von Zöllen 
und anderen Beschränkungen für Chinas 
Exporte und andere antichinesische Maß-
nahmen. Es ist zu beachten, dass diese 
Maßnahmen nicht wegen spezifischen 
Unrechts empfohlen wurden, das China 
begangen hätte, sondern weil Chinas 
anhaltendes Wirtschaftswachstum nach 
Ansicht der Autoren dem amerikanischen 
Primat zuwiderlaufe.

Teil der Außenpolitik sowohl gegen-
über Russland als auch gegenüber 
China ist ein Medienkrieg, um diese 
angeblichen Feinde des Westens zu 
diskreditieren. Im Falle Chinas hat der 
Westen es so dargestellt, als begehe 
China einen Völkermord in der Pro-
vinz Xinjiang an der uigurischen 
Bevölkerung. Diese absurde und auf-
gebauschte Anschuldigung wurde 
ohne jeden ernsthaften Versuch, 
Beweise zu finden  [22], erhoben, wäh-
rend der Westen im Allgemeinen die 
Augen vor dem tatsächlich anhalten-
den Völkermord an Zehntausenden 
von Palästinensern in Gaza durch sei-
nen Verbündeten Israel verschließt.

Darüber hinaus enthält die westliche Pro-
paganda eine Vielzahl absurder Behaup-
tungen über die chinesische Wirtschaft. 
Chinas äußerst wertvolle „Belt and Road“-
Initiative, die Entwicklungsländern Finanz-
mittel für den Aufbau moderner Infra-
struktur zur Verfügung stellt, wird als 
„Schuldenfalle“ verspottet. Chinas bemer-
kenswerte Fähigkeit, grüne Technologien 
wie Solarmodule zu produzieren, die die 
Welt dringend benötigt, wird vom Westen 
als „Überkapazität“ verhöhnt, die abge-
baut oder abgeschaltet werden sollte.

Auf der militärischen Seite wird ein Sicher-
heitsdilemma gegenüber China auf die 
bedrohlichste Weise betrieben, genau wie 
im Falle Russlands. Die Vereinigten Staa-
ten haben seit langer Zeit ihre Fähigkeit 
gerühmt, Chinas lebenswichtige Seewege 
zu stören, bezeichnen China dann aber 
als militaristisch, wenn die Chinesen als 
Reaktion darauf Schritte unternehmen, 
um ihre eigenen Marinekapazitäten aus-
zubauen.

Anstatt Chinas militärische Aufrüstung 
als klassisches Sicherheitsdilemma zu 
betrachten, das durch Diplomatie gelöst 
werden sollte, erklärt die US-Marine, dass 
sie sich auf einen Krieg mit China bis 2027 
vorbereiten sollte. Die NATO ruft zuneh-
mend zu einem aktiven Engagement in 
Ostasien auf, das sich gegen China rich-
tet. Die europäischen Verbündeten der 
Vereinigten Staaten stimmen im Allge-
meinen mit der aggressiven amerikani-
schen Haltung gegenüber China überein, 
sowohl in Bezug auf den Handel als auch 
auf die Militärpolitik.

Eine neue Außenpolitik für Europa

Die EU hat sich selbst in eine Ecke 
gedrängt und sich den Vereinigten Staa-
ten unterworfen. Sie hat sich der direkten 
Diplomatie mit Russland widersetzt, ihren 
wirtschaftlichen Vorsprung durch Sankti-
onen und Kriege verloren, sich zu massi-
ven und unbezahlbaren Erhöhungen der 
Militärausgaben verpflichtet und die lang-
fristigen Handels- und Investitionsbezie-
hungen sowohl mit Russland als auch mit 
China abgebrochen.

Die Folge sind steigende Schulden, 
wirtschaftliche Stagnation und ein 
wachsendes Risiko eines großen Krie-
ges, das Merz offenbar nicht 
erschreckt, aber den Rest von uns in 
Angst und Schrecken versetzen 
sollte. Vielleicht ist ein Krieg nicht 
mit Russland, sondern mit den Ver-
einigten Staaten am wahrschein-
lichsten, die unter Trump damit dro-
hen, Grönland zu erobern, wenn 
Dänemark Grönland nicht einfach 
verkaufen oder unter Washingtons 
Souveränität stellen würde.

Es ist gut möglich, dass Europa dann ohne 
wirkliche Freunde dastehen wird: weder 
Russland noch China, aber auch nicht die 
Vereinigten Staaten, die arabischen Staa-
ten (die verärgert sind über Europas blinde 
Augen gegenüber Israels Völkermord), 
Afrika (das immer noch unter dem euro-
päischen Kolonialismus und Postkolonialis-
mus leidet) und Regionen darüber hinaus.

Es gibt natürlich einen anderen 
Weg – in der Tat einen sehr vielver-
sprechenden, wenn europäische 
Politiker die wahren Sicherheitsin-
teressen und -risiken Europas neu 
bewerten und die Diplomatie 
wieder in den Mittelpunkt der 
europäischen Außenpolitik rücken.

Ich schlage zehn praktische Schritte vor, 
um zu einer Außenpolitik zu gelangen, die 
die wahren Bedürfnisse Europas wider-
spiegelt.

Direkte diplomatische Kontakte 
mit Moskau

Erstens: Eröffnen Sie wieder direkte diplo-
matische Kontakte mit Moskau. Das offen-
sichtliche Versagen Europas, direkte Dip-
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lomatie mit Russland zu betreiben, ist 
verheerend. Europa glaubt vielleicht sogar 
seiner eigenen außenpolitischen Propa-
ganda, weil es versäumt hat, die zentra-
len Fragen direkt mit seinem russischen 
Pendant zu besprechen.

Verhandlungsfrieden mit  
Russland in der Ukraine auf  
dem Boden einer kollektiven 
europäischen Sicherheit

Zweitens: Bereiten Sie einen Verhand-
lungsfrieden mit Russland in Bezug auf die 
Ukraine und die Zukunft der europäischen 
kollektiven Sicherheit vor. Am wichtigsten 
ist, dass Europa sich mit Russland dar-
auf einigt, dass der Krieg auf der Grund-
lage einer festen und unwiderruflichen 
Verpflichtung beendet werden soll, dass 
sich die NATO nicht auf die Ukraine, Geor-
gien oder andere Ziele im Osten ausdeh-
nen wird. Darüber hinaus sollte Europa 
einige pragmatische territoriale Verände-
rungen in der Ukraine zu Gunsten Russ-
lands akzeptieren.

Ablehnung einer Militarisierung  
der Beziehungen mit China und der 
US-Hegemonieansprüche in Ostasien

Drittens sollte Europa die Militarisierung 
seiner Beziehungen zu China ablehnen, 
indem es beispielsweise jede Rolle der 
NATO in Ostasien ausschließt. China stellt 
absolut keine Bedrohung für die Sicherheit 
Europas dar, und Europa sollte aufhören, 
die amerikanischen Hegemonieansprüche 
in Asien blind zu unterstützen, die auch 
ohne Europas Unterstützung gefährlich 
und wahnhaft genug sind. Im Gegenteil, 
Europa sollte seine Handels-, Investitions- 
und Klimakooperation mit China stärken.

Für eine vernünftige Diplomatie 
der EU-Institutionen

Viertens sollte sich Europa für eine ver-
nünftige institutionelle Form der Diplo-
matie entscheiden. Der aktuelle Modus 
ist nicht funktionsfähig. Der Hohe Vertre-
ter der EU für Außen- und Sicherheitspo-
litik dient hauptsächlich als Sprachrohr 
für Russophobie, während die eigentliche 
Diplomatie auf hoher Ebene – soweit es 
sie gibt – verwirrend und abwechselnd 
von einzelnen europäischen Staats- und 
Regierungschefs, dem Hohen Vertreter 
der EU, dem Präsidenten der Europäi-

schen Kommission, dem Präsidenten des 
Europäischen Rates oder einer anderen 
Kombination der oben genannten Institu-
tionen geleitet wird. Kurz gesagt, niemand 
spricht klar für Europa, da es überhaupt 
keine klare EU-Außenpolitik gibt.

EU-Außenpolitik und europäische 
Verteidigung sollten von der NATO 
entkoppelt werden

Fünftens sollte Europa anerkennen, 
dass die EU-Außenpolitik von der NATO 
entkoppelt werden muss. Tatsächlich 
braucht Europa die NATO nicht, da Russ-
land nicht im Begriff ist, in die EU einzu-
marschieren.

Europa sollte in der Tat seine eigenen mili-
tärischen Kapazitäten unabhängig von den 
Vereinigten Staaten aufbauen, aber zu 
weit niedrigeren Kosten als fünf Prozent 
des BIP, was ein absurdes numerisches 
Ziel ist, das auf der völlig übertriebenen 
Einschätzung der russischen Bedrohung 
basiert. Darüber hinaus sollte die europäi-
sche Verteidigung nicht dasselbe sein wie 
die europäische Außenpolitik, auch wenn 
beide in der jüngsten Vergangenheit völlig 
miteinander verwechselt wurden.

Zusammenarbeit der EU bei der 
grünen, digitalen und verkehrs-
technischen Modernisierung mit 
Russland, Indien und China

Sechstens sollten die EU, Russland, Indien 
und China bei der grünen, digitalen und 
verkehrstechnischen Modernisierung des 
eurasischen Raums zusammenarbeiten. 
Die nachhaltige Entwicklung Eurasiens ist 
eine Win-win-win-win-Situation für die EU, 
Russland, Indien und China und kann 
nur durch eine friedliche Zusammenar-
beit zwischen den vier eurasischen Groß-
mächten erfolgen.

Gemeinsame Finanzierung der 
Infrastruktur in Nicht-EU-Ländern

Siebtens sollte Europas Global Gateway, 
der Finanzierungsarm für Infrastruktur in 
Nicht-EU-Ländern, mit Chinas „Belt and 
Road”-Initiative zusammenarbeiten. Der-
zeit wird Global Gateway als Konkurrent 
zur BRI gehandelt. Tatsächlich sollten beide 
ihre Kräfte bündeln, um die grüne Energie-, 
Digital- und Verkehrsinfrastruktur für Eura-
sien gemeinsam zu finanzieren.

EU sollte die Finanzierung des 
europäischen Grünen Deals (EGD) 
verstärken

Achtens: Die Europäische Union sollte ihre 
Finanzierung des EGD verstärken und den 
Übergang Europas zu einer kohlenstoffar-
men Zukunft beschleunigen, anstatt fünf 
Prozent des BIP für militärische Ausgaben 
zu verschwenden, was für Europa weder 
notwendig noch nützlich ist.

Höhere Ausgaben für den EGD haben 
zwei Vorteile: Sie werden regionale und 
globale Vorteile für die Klimasicherheit 
bringen und die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas im Hinblick auf die grünen und 
digitalen Technologien der Zukunft stär-
ken und damit ein neues, tragfähiges 
Wachstumsmodell für Europa schaffen.

Enge Zusammenarbeit mit der 
Afrikanischen Union (AU) bei 
Bildung und Qualifizierung

Neuntens: Die EU sollte sich mit der AU 
für eine massive Ausweitung der Bildung 
und des Kompetenzaufbaus durch die 
AU-Mitgliedstaaten einsetzen. Mit einer 
Bevölkerung von 1,4 Milliarden, die bis 
zur Mitte des Jahrhunderts auf rund 2,5 
Milliarden ansteigen wird, verglichen 
mit der Bevölkerung der EU von rund 
450 Millionen, wird die wirtschaftliche 
Zukunft Afrikas diejenige Europas tief-
greifend beeinflussen. Die beste Hoff-
nung für afrikanischen Wohlstand ist der 
rasche Aufbau von höherer Bildung und 
Qualifizierung.

Basis der künftigen Weltordnung 
nicht Hegemonie der USA, sondern 
Rechtsstaatlichkeit im Rahmen der 
UN-Charta

Zehntens: Die EU und die BRICS-Staaten 
sollten den Vereinigten Staaten klar und 
deutlich sagen, dass die künftige Weltord-
nung nicht auf Hegemonie, sondern auf 
Rechtsstaatlichkeit im Rahmen der UN-
Charta basieren sollte.

Das ist der einzige Weg zu wahrer Sicher-
heit in Europa und in der Welt. Die 
Abhängigkeit von den USA und der NATO 
ist eine grausame Illusion, insbesondere 
angesichts der Instabilität der Vereinigten 
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Staaten selbst. Im Gegensatz dazu könn-
ten durch die Stärkung der UN-Charta 
Kriege beendet (z.B. durch die Beendi-
gung der Straflosigkeit Israels und die 
Durchsetzung von IGH-Urteilen für die 
Zweistaatenlösung) und zukünftige Kon-
flikte könnten verhindert werden.

Übersetzung: Klaus-Dieter Kolenda, Prof. 
Dr. med., Facharzt für Innere Medizin – Gast-
roenterologie, Facharzt für Physikalische und 
Rehabilitative Medizin/Sozialmedizin, war 
von 1985 bis 2006 Chefarzt einer Rehabilita-
tionsklinik für Erkrankungen des Herz-Kreis-
lauf-Systems, der Atemwege, des Stoffwech-
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